
gen, beriefen sich diese Mitglieder auf die formell nicht 
beschlußfähige Mitgliederversammlung.
Um die Beschlußfähigkeit zu erreichen, sind einige Ge­
nossenschaften dazu übergegangen, diejenigen Mitglie­
der, die wegen Alters oder Krankheit nicht mehr oder 
nur selten an der Mitgliederversammlung teilnehmen 
konnten, zum Austritt aus der LPG zu bewegen. Andere 
Genossenschaften beschlossen sogar, Ehefrauen nicht 
mehr als Mitglieder aufzunehmen, weil diese sich we­
gen der häuslichen Belastungen nicht immer an den 
Mitgliederversammlungen beteiligten.
Untersuchungen der Praxis bestätigten, daß die über­
wiegende Mehrzahl der Genossenschaftsbauern die von 
der Mitgliederversammlung gefaßten Beschlüsse als 
rechtswirksam betrachtet — ur,abhängig davon, ob die 
formelle Beschlußfähigkeit gegeben war oder nicht. Das 
gilt insbesondere für Beschlüsse, die die rechtliche 
Grundlage für die Erfüllung der Marktproduktion bil­
den.
Wollte die Rechtsprechung an der Auffassung festhal- 
ten, daß Beschlüsse, die in Anwesenheit von weniger 
als zwei Dritteln der Mitglieder gefaßt wurden, von 
vornherein rechtsunwirksam sind, so geriete sie in 
Widersprüche zu den Erfordernissen der planmäßigen 
proportionalen Entwicklung der Landwirtschaft. Es ent­
stünden Schwierigkeiten bei der Erfüllung von Plänen 
und Wirtschaftsverträgen und damit bei der Erziehung 
der LPG-Mitglieder zur Plan- und Vertragsdisziplin. 
Daran würden auch solche Konstruktionen nichts än­
dern, die davon ausgehen, daß formwidrige Beschlüsse 
von selbst rechtswirksam würden, wenn sie nicht inner­
halb einer angemessenen Frist von beteiligter Seite an- 
gefochten werden.
Richtigerweise sind Ziff. 55 MSt I, Ziff. 34 MSt II und

Ziff. 58 MSt III so auszulegen, daß jeder Beschluß einer 
Mitgliederversammlung Rechtswirksamkeit erlangt und 
diese solange behält, bis sie durch einen staatlichen Akt 
beseitigt wird. Wenn in Abs. 2 der genannten Ziffern 
verlangt wird, daß in dem Verstoß gegen die Statuten 
ein „Mißbrauch der innergenossenschaftlichen Demo­
kratie“ liegen muß, so läßt das im Hinblick auf Abs. 1 
keine andere Auslegung zu, als daß die bloße Verlet­
zung der Beschlußfähigkeitsquote eben n i c h t  aus­
reichen soll, um die Aufhebung zu rechtfertigen. Diese 
Verletzung muß vielmehr — unter Berücksichtigung der 
sie veranlassenden tatsächlichen Momente und der in­
haltlichen Bedeutung des Beschlusses — so schwerwie­
gend sein, daß sie sich zugleich als Mißbrauch der inner­
genossenschaftlichen Demokratie darstellt. Das folgt 
daraus, daß ein Beschluß trotz Verletzung der Vor­
schrift über die Zwei-Drittel-Anwesenheit sehr wohl 
dem Nutzen und der Weiterentwicklung der LPG bzw. 
Ihrer Mitglieder dienen kann.
Die Möglichkeit, darüber zu entscheiden, ob ein nicht 
den formellen Voraussetzungen entsprechender Be­
schluß der Mitgliederversammlung aufzuheben ist oder 
nicht, ist gesetzlich nur dem Landwirtschaftsrat einge­
räumt. Damit ist für die Überprüfung der Beschluß­
fähigkeit der Mitgliederversammlung der Rechtsweg 
unzulässig.
Diese Auffassung über die Rechtswirksamkeit von Be­
schlüssen der LPG-Mitgliederversammlung, die unter 
Verletzung der Vorschrift über die Beschlußfähigkeit 
zustande gekommen sind, soll keine Entwertung des 
sog. Quorums darstellen. Vielmehr ist es selbstverständ­
lich, daß möglichst alle Mitglieder an den Versamm­
lungen teilnehmen sollen. Darauf müssen nicht nur die 
Organe der einzelnen LPGs, sondern auch die Gerichte 
und die Landwirtschaftsräte hinwirken.

FRANZ THOMS, Richter am Obersten Gericht

Aufrechnung gegen genossenschaftliche Geldforderungen
In seinem Urteil vom 21. März 1957 — 1 Zz 62/57 — (NJ 
1957 S. 485) hat sich das Oberste Gericht für die Zu­
lässigkeit der Aufrechnung gegen genossenschaftliche 
Geldforderungen ausgesprochen und erklärt, daß es 
nicht vertretbar sei, den Grundsatz der Unzulässigkeit 
der Aufrechnung gegen volkseigene Forderungen auf 
andersgeartete Rechtsverhältnisse auszudehnen.
Im Gegensatz dazu hat das Bezirksgericht Potsdam un­
längst in einer Entscheidung die Aufrechnung gegen 
eine LPG-rechtliche Forderung für unzulässig erklärt. 
Es hat sich dabei auf § 14 Abs. 2 LPG-Ges. gestützt, wo­
nach rechtswirksame Verfügungen über das genossen­
schaftliche Eigentum nur von den dazu berechtigten 
genossenschaftlichen Organen vorgenommen werden 
können. Das Bezirksgericht vertritt die Auffassung, daß 
diese Regelung mit der Begründung des Urteils des 
Obersten Gerichts vom 16. November 1954 — 1 Zz 212/54 
(OGZ Bd. 3 S. 228; NJ 1955 S. 157) für die Unzulässigkeit 
der Aufrechnung gegen volkseigene Forderungen über­
einstimme. Es sei mit dem Grundsatz der Unantastbar­
keit des genossenschaftlichen Eigentums unvereinbar, 
wenn ein privater Gläubiger über solches Eigentum 
verfügen könne. Da es sich bei der Aufrechnung gegen 
genossenschaftliche Forderungen um die Verfügung 
eines außerhalb der Genossenschaft Stehenden handele, 
sei sie nicht zulässig.
Das Bezirksgericht ist also der Auffassung, daß der bis­
her vom Obersten Gericht vertretene Rechtsstandpunkt 
nicht mehr aufrechterhalten werden könne, weil er den 
Bestimmungen des LPG-Gesetzes widerspreche. Es ist 
deshalb zu prüfen, welchen Charakter § 14 LPG-Ges. 
hat und ob die im Jahre 1957 verlautbarte Ansicht des

Obersten Gerichts noch der heutigen gesellschaftlichen 
Entwicklung entspricht.
§ 14 LPG-Ges. zählt zu denjenigen Bestimmungen, die 
dem Schutz genossenschaftlichen Eigentums als der 
Grundlage der LPG dienen. Er richtet sich sowohl gegen 
Verfügungen genossenschaftlicher Organe, die dazu 
nicht berechtigt sind, als auch gegen Verfügungen, die 
von Organen und Bürgern außerhalb der LPG unbe­
fugterweise vorgenommen wurden.
Wer innerhalb der LPG im Einzelfall verfügungs­
berechtigt ist, bestimmt § 26 LPG-Ges. Er regelt, wer 
die Genossenschaft im Rechtsverkehr vertreten kann. 
Entsprechende Vorschriften gibt es auch in den Muster­
statuten der einzelnen Typen der LPGs. So legen z. B. 
Ziff. 33 Abs. 3 MSt Typ II, Ziff. 57 Abs. 2 MSt Typ III 
fest, daß zur Regelung bestimmter Angelegenheiten von 
grundsätzlicher Bedeutung ausschließlich die Mitglie­
derversammlung zuständig ist. Auch der Kreisland­
wirtschaftsrat ist nicht befugt, an Stelle der zuständigen 
genossenschaftlichen Organe Verfügungen über das ge­
nossenschaftliche Eigentum vorzunehmen. Allerdings 
untersagt § 14 Abs. 2 LPG-Ges. nicht schlechthin allen 
Außenstehenden, über genossenschaftliches Vermögen 
zu verfügen.
Zunächst fällt auf, daß § 14 Abs. 2 LPG-Ges. Verfügun­
gen über das genossenschaftliche E i g e n t u m  und 
nicht etwa über das genossenschaftliche Vermögen ver­
bietet. Im Kommentar zum LPG-Gesetz (Berlin 1964) 
wird dazu die Auffassung vertreten (S. 145), daß unter 
„Verfügung“ eine Veräußerung oder eine sonstige dau­
ernde oder vorübergehende Überlassung genossen­
schaftlicher Produktionsmittel an staatliche oder andere
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